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Die offensichtlich noch nicht aufgegebene Gründung einer WählerInneninitiative durch 
Unternehmer wie Geers und Bodo Harenberg ist aus Sicht der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN in mehrfacher Hinsicht bemerkenswert. Zum einen wird deutlich, dass die CDU 
erstaunlicherweise nicht als sach- und fachgerecht agierende Interessenvertretung der 
Unternehmer-Klientel angesehen wird. Die CDU hat den entsprechenden politischen Kredit 
eindeutig verspielt.  
 
Dazu Fraktionssprecherin und Oberbürgermeisterkandidatin Daniela Schneckenburger: Sind 
die UnternehmerInnen in Dortmund zu Teilen politisch farbenblind? Aufmerksamen 
kommunalpolitischen BeobachterInnen sollte es nicht entgangen sein, dass die Grünen Filz- 
und Pöstchenschieberei immer scharf kritisiert haben. Tatsächlich hat die CDU politische 
Glaubwürdigkeit nach der letzten Wahl verspielt, weil sie das Interesse an der Filzbeteiligung 
weit vor die inhaltliche Profilierung gestellt hat. Aus diesem Grund scheiterte auch die 
punktuelle Zusammenarbeit mit der CDU zu Beginn der Wahlperiode.“ 
 
Ausgesprochen unglücklich in der aktuellen Diskussion ist auch die Herstellung einer 
Verbindung von Auftragsvergabe und politischem Mandat. Dazu Daniela Schneckenburger: 
„Auftragsvergabe muss nach den Vergaberichtlinien und damit nach Recht und Gesetz 
erfolgen. Selbstbedienung oder politische Benachteiligung wird es weder mit einer grünen 
Oberbürgermeisterin noch mit einer grünen Fraktion nach der Wahl geben. 
 
Und was die Zukunft von WählerInneninitiativen generell angeht: Allzu oft handelt es sich 
um einen konkreten Anlass und ausgewählte Schwerpunkte, die eine Bürgerinitiative ins 
Leben rufen und die erfahrungsgemäß längerfristig nicht überlebensfähig ist. Die GRÜNEN 
sind und waren immer offen für Engagement und BürgerInnen und in der Lage, 
Interessengruppen zu integrieren, sofern es keine programmatischen Unvereinbarkeiten gibt 
 


	Presseerklärung

